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Meisterkurse 
gestern eröffnet! 

Kammersängerin Erika Köth (unser Bild), Hans 
Maria Kneihs (Blockflöte), Michael Radulsecu 
(Orgel) und Jean Claude Zehnder (Cembalo) 
heissen die prominenten Dozenten der ersten, 
internationalen Meisterkurse für klassische 
Musik, die gestern Montagnachmittag mit 
einem Empfang I.D. Fürstin Gina von Liech­
tenstein auf Schloss Vaduz eröffnet wurden. 
Morgen Mittwochabend findet im Rahmen der 
Internationalen Meisterkurse im Vorträgssaal 
der Musikschule Vaduz ein Kammermusik­
abend statt. Die Ausführenden sind: Hans 
Maria Kneihs (Blockflöte), Michael Radulescu 
(Cembalo) und Michael Kaiser (Cello). Auf dem 
Programm stehen die Sonaten für Blockflöte 
und continuo von Georg Philipp Telemann. 
Beginn der Vorstellung um 20.15 Uhr. Karten 
können bei der Musikschule Tel. (075) 2 46 20 
vorbestellt werden. Ueber die weiteren Veran­
staltungen verweisen wir auf die Rubrik «Wo­
hin diese Woche?» 

Privatkonto 
plus 
SWISS CHEQUE 
führen zur • -f 

Die anderen Aspekte des neuen Stils! 
Gedanken die im Interesse unseres Landes geäussert werden müssen 

Trotz äusserst knappem Wahlerfolg zog die 
Vaterländische Union im Februar 1970 mit viel 
Vorschusslorbeeren als verantwortliche Mehr­
heitspartei in Regierung und Landtag ein. Mit 
der Parole, dass die Staatskassen am Ueberlau-
fen und eine mehr als vier Jahrzehnte alte FBP-
Mehrheit erstarrt sei, hatte sich die VU (zu 
ihrer eigenen und aller Ueberraschung) durch­
gesetzt. 

Neben den politisch engagierten Mitbürgern, 
die (soweit sie sich für die FBP-Politik enga­
giert hatten) naturgemäss enttäuscht waren, 
gab es jedoch auch weite Bevölkerungskreise 
aller politischen Gruppierungen, die angesichts 
des Wahlresultates gar nicht so sehr unglück­
lich waren. 

Vielfach w a r  man der Meinung, die langjäh­
rige Minderheitspartei müsse auch einmal eine 
Chance haben — oder — es sei im Grunde ge­
nommen j a  ziemlich gleichgültig, wer in Vaduz 
die Mehrheit stelle. Der neuen FBP-Minderheit 
nahm man es  gar  übel, dass sie schon von An­
fang an mit den  kritischen Augen der engagier­
ten Minderheit «am Ball» geblieben war. So 
lange nur  verwaltet wurde, solange e s  nu r  
darum ging, dass die Aemter weiter funktio­
nierten, erblickte die Oeffentlichkeit im Enga­
gement der FBP mitunter nichts anderes als 
eine verspätete Reaktion auf den entgangenen 
Wahlerfolg. 

Diese Situation änderte sich erst  im Laufe 
der :  Zeit; ;  cüfc sich herausstellte, dass die VU-
Wahlparolen vom neuen Stil und von  den  
überlaufenden Staatskassen eben nur Parolen 
blieben. Als sich zeigte, dass die VU-Politiker 
auch nur mit Wasser  kochen können, als sich 
erwies, dass die VU überall dort, wo sie die 
FBP durch Jahre angegriffen hatte, endgültig 
scheiterte. Die Beweise hiefür anzutreten soll 
Inhalt eines unserer nächsten Beiträge sein. 

Hier und heute soll in kürze auf einen ande­
ren, wie wir meinen sehr bedenklichen Aspekt 
des «neuen Stils» der derzeitigen VU-Mehr-
heitspartei hingewiesen sein: auf die parteipo­
litisch möglicherweise geschickte, landespoli­

tisch aber  sehr fragwürdige Art und Weise, bei 
echten politischen Entscheidungen den Landes­
fürsten als Verantwortlichen in den Vorder­
grund zu stellen! 

Es ist kein Geheimnis, dass man in jüngster 
Zeit landauf und landab über angebliche Ent­
scheidungen des Fürsten mehr diskutiert hat, 
als über  Entscheidungen der Fürstlichen Regie­
rung. Mit der reichlich fragwürdigen Argumen­
tation, dass «wir» (d. h. die Union) «ja dafür ge­
wesen wären, aber de r  Fürst . . .  eben dagegen 
s e i . . . »  wurden politische Alibis für mindestens 
drei öffentlich diskutierte Probleme in die Welt 
gesetzt. 

Da war einmal die Realschule in Balzers, die 
S. D. den Landesfürsten zu einer kritischen 
Stellungnahme veranlasste. Weil sich der Re­
gierungschef nicht unpopulär (!) machen woll­
te,' überliess er es S. D. dem Landesfürsten, die 
umstrittenen Argumente mitzuteilen. Das glei­
che gilt für die Brauerei in Ruggell. Da gibt e s  
haute ebenfalls verschiedene VU-Politiker, 
die in Ruggell herumbieten, dass «sie (die VU) 
j a  für die Brauerei gewesen wäre, aber eben 
de r  Fürst . . . »  — Aehnliches bereitet sich im 
Zusammenhang mit der  geplanten Umfahrungs-
strasse vor. Die VU, die angesichts der ange­
spannten Finanzlage froh um jeden Franken 
ist, den sie einsparen kann, spielt auch hier die 
Entscheidung dem Landesfürsten zu, «der 
gegen jede Umfahrungsstrasse im Lande» sei. 

Es geht jetzt nicht darum zu prüfen, inwie­
weit  die kritischen Anmerkungen zur Real­
schule Balzers, zum Ruggeller Brauereiprojekt 
oder zur Umfahrungsstrasse gerechtfertigt sind. 
Es geht vielmehr um die Frage, inwieweit man 
die Institution des Fürstenhauses, mit tages­
politischen Auseinandersetzungen verflechten 
und damit abnützen darf? 

Es gehört zu den Vorzügen S. D. Fürst Franz 
Josef II. von Liechtenstein, dass e r  sich seit je­
her  (und zum Vorteil des Landes) für das po­
litische Tagesgeschehen interessiert und in 
entscheidenden Fragen auch sein politisches 
Gewicht als Staatsoberhaupt zum Tragen ge­

bracht hat. Das war  früher nicht anders als 
heute. 

Früher war es der jeweilige Fürstliche Re­
gierungschef, der die Entscheidungen des 
Staatsoberhauptes nach aussen zu vollziehen 
hatte, wie es schliesslich auch seine Aufgabe 
ist. Dass dies nicht immer zur Popularität des, 
jeweiligen Regierungschefs beitrug, könnte an­
hand von  verschiedenen Beispielen nachträg­
lich bewiesen werden. Stellt sich nur  die Frage, 
was staatspolitisch bedeutungsvoller ist: ob 
wir einen Regierungschef haben, der auf 
Kosten des Landesfürsten «populär» bleibt, 
oder einen Landesfürsten, der es auf sich neh­
men muss, zugunsten eines Regierungschefs 
unpopulär zu wirken? 

Regierungschefs zu finden, sollte selbst in 
unserem Lande kein grosses Problem sein, Lan­
desfürsten aber gibt es nur einen einzigen. Dem 
Abenteuer de r  VU-Mehrheit wurde in den 
letzten 17 Monaten schon reichlich viel Opfer 
gebracht, deren Konsequenzen sich in den 
nächsten Jahren erst noch zeigen werden. 
Wenn jetzt auch noch die Institution des Für­
stenhauses herhalten soll, um der  VU-Mehrheit 
als politisches Feigenblatt zu dienen, wird es  in 
d e r  politischen Landschaft Liechtensteins lang­
sam ungemütlich. 

Im Interesse unseres Landes, unserer monar­
chischen Staatsform und damit im Interesse des 
Fortbestandes unseres Staates müssen diese 
Gedanken geäussert werden, auch wenn die 
Ferienzeit bereits begonnen und das Interesse 
für die Tagespolitik damit nachgelassen hat. 

Wenn  sich die Vaterländische Union am 
1. Februar 1970 vorgenommen hat, nu r  populä­
r e  Entscheidungen zu treffen und alles andere 
v o r  sich her oder de r  angeblich erstarrten Bür­
gerpartei in die Schuhe zu schieben, so ist das  
eine Sache für sich. Wenn man aber  von Haus 
zu Haus geht und anfängt das Fürstenhaus als 
Entschuldigung für parteipolitische unpopuläre 
Beschlüsse offen zu  verkaufen, wird e s  unge­
mütlich. 

Kein Bier aus Ruggell? 
Eine Stellungnahme aus dem Unterland 

(Korr.) Obwohl sich 85 Prozent der Stimmbür­
ger von Ruggell in  einer Gemeindeversamm­
lung dafür aussprachen, dass auf der seinerzeit 
mit Regierungssubventionen erschlossenen In­
dustriezone eine Brauerei entstehen sollte, für 
deren Errichtung ein Gesuch bei der Regierung 
lag, und, obwohl man in der Oeffentlichkeit 
seit Monaten das Für und Wider  einer solchen 
Braustätte in Liechtenstein und namentlich in 
Ruggell diskutiert, erachtete es die Regierung 
bislang als überflüssig, die Oeffentlichkeit dar­
über  zu informieren, dass das Konzessionsge­
such abgelehnt worden ist! 

Auf Umwegen (über eine FBP-Parteitagung 
a n  der die Ruggeller ihrem Unmut über den Re­
gierungsentscheid Ausdruck gaben) und — wie 
schon öfters — über  die liechtensteinische 
«Prawda», das VU-Mehrheitsorgan wurde die 
Bevölkerung jetzt kleinweise u n d  gezielt infor­
miert. Unter dem Walc^-und-Wiesentitel «Bier, 
der  Weltmeister im Durstlöschen» wurde dem 
Bürger unverbindlich u n d  zwischen den Zeilen 
klar gemacht, dass aus  der Brauerei in Ruggell 
endgültig nichts würde. Wohl damit das  
Ganze noch unverbindlicher klingen sollte, be­
richtete man nebenbei noch von den Unmuts­
äusserungen einer Ruggeller Delegation am 
FBP-Parteitag, die man leichthin als «unver­
ständlich und  Ausdruck eines Misstrauens ge­
genüber den verantwortlichen Männern (der 
FBP)» deklarierte. 

«Unverständlich» ist es in der Tat, wenn man 
davon ausgeht, dass die FBP-Fraktion weder  in 
Regierung noch Landtag die Mehrheit und mit­
hin die notwendige Kraft zur  Entscheidung hat .  

Durchaus verständlich aber  ist die Reaktion, 
wenn  man die  Vorgeschichte der Brauerei oder 
deren Geschichte überhaupt kennt. Fassen wir  
sie in einige kurze Punkte zusammen: 

• Wofür hat die Regierung seinerzeit die Er­
schliessung einer Industriezone in Ruggell sub­
ventioniert, wenn sie heute dagegen ist, dass 
das als Industriezone ausgesparte Gebiet auch 
tatsächlich industriell erschlossen wird? Das 
Gesuch für eine Brauerei hätte Gelegenheit 
dazu geboten. 
• Die Ruggeller Bevölkerung fragt sich, warum 
man ausgerechnet in Ruggell damit beginnt, 
die industrielle Evolution in Schranken zu wei­
sen, während bestehende Unternehmen in 
anderen Gemeinden (aus der Sicht der Ruggel­
ler) anscheinend bedenkenlos erweitert werden 
können. 
• Die Ruggeller fragen sich, ob es wirklich 
echt volkswirtschaftliche Bedenken waren, die 
die VU-Mehrheitsregierung zu dieser Entschei­
dung veranlassten, oder ob es am Ende nu r  der 
Druck von  bestehenden Unternehmungen auf 
die Regierung war, der  das Nein zur Ruggeller 
Brauerei verursachte. 
• Angesichts der  Tatsache, dass verschiedene 
Exponenten der  Industrie, namentlich aber In­
dustriekammer-Präsident Toni Hilti (Scana AG) 
der  bestehenden Regierung ein baldiges Ende 
voraussagten, falls sie dem Konzessionsgesuch 
für eine Brauerei in Ruggell zustimme, kann 
man  sich i n  Ruggell des Eindrucks nicht erweh­
ren, dass die Angst der  VU-Regierungsmitglie-
der  um ihre Sessel ebenso gross war, wie die 
volkswirtschaftlichen Ueberlegungen, die an­
geblich' ins Gewicht gefallen sind. 
• Schliesslich fragen sich die Ruggeller Stimm­
bürger, wer  der Gemeinde jetzt die rund 
200 000 Franken ersetze, die ihr die Brauerei an  
Steuereinnahmen gebracht hätte und  jetzt hin­
fällig werden? 

Es gibt zweifellos verschiedene, sachliche 
Argumentationen, die für und gegen die Errich­

tung eines neuen Industriebetriebes in Ruggell 
sprechen. Dagegen aber gibt es keine Argu­
mente für das eigentümliche Verhalten der Re­
gierung, die es unterlassen hat, die Bevölke­
rung von Ruggell über die Gründe, die zu ih­
rem Beschluss geführt haben, rechtzeitig ins 
Bild zu setzen. 

Die gleichen Leute, denen früher keine Gele­
genheit zu gering war, um den Begriff der Ge­
meindeautonomie hochzuspielen, treten diese 
Gemeindeautonomie im Falle v o n  Ruggell 
buchstäblich mit den Füssen. «Wozu brauchen 
wir  noch eine Gemeindeversammlung und eine 
Konsulativabstimmung wenn die Regierung am 
Ende doch so tut, als würden wir gar  nicht exi­
stieren?» Solche (in der Hitze des Gefechtes ge­
fallenen) Aussprüche entbehren keineswegs 
ihren wahren Kern. 

Man  wird sich (nicht nur  in Ruggell) wohl 
damit abfinden müssen, dass die eingeplante 
und bereits erschlossene Industriezone weiter­
hin brachliegt. Dafür serviert man der Oeffent­
lichkeit (Tage nach dem Regierungsentscheid) 
Leserbriefe, worin man  harmlos anfragt, ob die 
Brauerei in Ruggell jetzt komme oder nicht — 
und — von Fall zu Fall auch Vaterunser, die zu 
parteipolitischen Spottgedichten umfunktio­
niert werden. Es lebe der neue Stil und  die le­
bendige Demokratie! 

Wi r  suchen gute 
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